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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Mietwesen

Mit einer in der Wintersession 2020 eingereichten Motion wollte Christian Dandrès (sp,
GE) erreichen, dass die amtlich genehmigten Formulare für die Kündigung des
Mietverhältnisses und für Vertragsänderungen oder Mietzinserhöhungen ergänzt
werden. Spezifisch sollten die Formulare neu die Kontaktinformationen der
Vermieterschaft sowie Informationen über die gesetzlichen Voraussetzungen für das
Anfechten der Kündigung im Falle einer Solidarmiete enthalten. Mit diesen Ergänzungen
soll laut dem Motionär vor allem erreicht werden, dass die Mieterschaft ihr Recht auf
eine Anfechtung von missbräuchlichen Kündigungen, Mietzinserhöhungen oder
Vertragsänderungen schnell, einfach und innerhalb der relevanten Fristen wahrnehmen
kann. Der Bundesrat unterstützte den Vorstoss und empfahl ihn zur Annahme. Die
Motion wurde jedoch von Pirmin Schwander (svp, SZ) bekämpft und so befasste sich der
Nationalrat in der Sommersession 2021 mit dem Geschäft. Schwander begründete
während der Debatte seine ablehnende Haltung damit, dass die Motion den Prozess
zwar für die Mietenden vereinfachen würde, dafür jedoch einseitig die Hürden für die
Vermieterschaft heraufsetze. Eine Mehrheit der grossen Kammer sah dies ähnlich. Trotz
dem unterstützenden Votum des zuständigen Bundesrates Guy Parmelin lehnte der
Nationalrat die Motion mit 106 zu 84 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) ab. Neben der SVP
stimmten auch die Fraktionen der FDP sowie der Mitte beinahe geschlossen gegen den
Vorstoss, der damit erledigt ist. 1

MOTION
DATUM: 01.06.2021
ELIA HEER

Bundespräsident und Wirtschaftsminister Guy Parmelin lud Mitte Juni 2021 zu einem
«runden Tisch zum Mietrecht». Da die letzten Versuche einer Mietrechtsrevision
allesamt gescheitert waren und die Positionen im Parlament diesbezüglich als verfahren
galten, wollte Parmelin mit dieser Aktion den tatsächlichen Handlungsbedarf in diesem
Bereich eruieren und damit einen ersten Schritt in Richtung einer Kompromisslösung
zwischen den betroffenen Akteuren tätigen. Er tat dies, indem er Vertreterinnen und
Vertreter der wichtigsten Interessengruppen – darunter der HEV und der SMV – an
einem Tisch zusammenbrachte. Eine vom BWO in Auftrag gegebene und durch gfs.bern
durchgeführte, kurz zuvor veröffentlichte Studie diente dabei als Gesprächsgrundlage.
Diese zeigte, dass die Interessengruppen von Mieter- und Vermieterschaft mit der
Mietrechtssituation mehrheitlich unzufrieden waren. Wenig überraschend empfand die
Vermieterschaft den Schutz der Mieterinnen und Mieter, beispielsweise vor
missbräuchlichen Mietzinsen, als zu stark und die Mieterschaft als nicht ausreichend.
Die meisten anderen befragten Organisationen sowie die breite Bevölkerung
beurteilten das aktuelle Mietrecht hingegen grossmehrheitlich positiv und wünschten
sich höchstens punktuelle Änderungen, so die Schlussfolgerung der Autorinnen und
Autoren der Studie. Die Frage nach dem Revisionsbedarf des Mietrechts sei jedoch für
die breite Bevölkerung schwierig zu beantworten gewesen. Die Autorinnen und Autoren
schlossen daraus, dass der Problemdruck in der Bevölkerung tief sei. 

Die Gespräche fanden am 21. Juni 2021 in Bern statt. In den anschliessenden Interviews
liessen die Teilnehmenden nüchtern durchblicken, dass auch dieses Gespräch zu
keinem Durchbruch geführt habe. Beide Seiten hätten aber zumindest ihre
Forderungen und Positionen darlegen können. Der Bundesrat liess in einer
Medienmitteilung verlauten, er würde die Ergebnisse des runden Tisches in einem
nächsten Schritt analysieren, bevor er über das weitere Vorgehen entscheidet. Der SMV
äusserte sich in seinem Communiqué kämpferisch: Der runde Tisch zum Mietrecht sei
zwar «gut und recht», doch die Ergebnisse der dabei als Gesprächsgrundlage
dienenden Studie seien verfälscht, «da die Mieterinnen und Mieter zum Mietrecht
befragt wurden, welches die wenigsten kennen, anstatt zu den realen Schwierigkeiten,
die sie im Alltag im Zusammenhang mit dem Wohnen und Mieten haben». Deshalb
brauche es nun klare Verbesserungen beim Mietrecht für einen grösseren Schutz der
Mieterinnen und Mieter. Der HEV äusserte sich gegenteilig: Die Ergebnisse der Studie
zeigten klar, dass kein Handlungsbedarf vorhanden sei. Entsprechend solle nun auch
keine Mietrechtsrevision lanciert werden, denn das würde sich kontraproduktiv
auswirken. «Damit würde die grosse allgemeine Zufriedenheit der Betroffenen mit dem
geltenden Mietrecht gefährdet», so der HEV. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.06.2021
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1) AB NR, 2021, S. 921 f.; Mo. 20.4518
2) Medienmitteilung des BWO vom 21.6.21; Medienmitteilung des HEV vom 21.6.21; Medienmitteilung des SMV vom 21.6.21;
Studie von gfs.bern zum Mietrecht; NZZ, 2.6.21; NZZ, 22.6.21
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